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Kinder und jugendliche Bulgaren 
sollen Frau vergewaltigt haben 

 

In Mülheim an der Ruhr ist es offenbar zu 
einem erneuten Verbrechen der 
besonders abscheulichen Art gekommen. 
Kinder und Jugendliche sollen eine junge 
Frau ins Gebüsch gezerrt und brutal 
mehrfach vergewaltigt haben. Auch hier 
wurde die Tat wieder gefilmt. Teilweise 
sind die vorläufig festgenommenen 
Bulgaren noch nicht einmal strafmündig. 
Nach der Gruppenvergewaltigung 
ermittelt die Polizei in Mülheim gegen 
fünf Kinder und Jugendliche im Alter von 
nur 12 bis 14 Jahren. Aufgrund des Alters 
wurden die meisten Tatverdächtigen 
bereits auf freien Fuß gesetzt. Ein 
ähnlicher Vorfall spielte sich vor rund 
einem Jahr in Velbert ab, als jedenfalls 
Migranten eine 13-jährige brutal 
missbraucht haben. 
 
Nicht ohne Grund sprechen wir 
Republikaner uns seit geraumer Zeit dafür 
aus, dass eine Strafunmündigkeit mit dem 
12. Lebensjahrs endet. Die bisherige 
Grenze von 14 Jahren ist überholt und 
nicht mehr zeitgemäß im Bereich der 
effektiven Kriminalitätsbekämpfung.  
 
 

Und mit Gegenständen beworfen. 
Erneut wurde das Schwimmbad 
geschlossen, da die Sicherheit nicht 
mehr gewährleistet werden konnten. 
Die Republikaner im Rat der Stadt 
Düsseldorf nahmen die Vorkommnisse 
zum Anlass und stellten eine Anfrage 
aus aktuellem Anlass zu diesem Thema. 
Hierzu teilte der REP-Stadtrat Maniera 
mit: Es sind teilweise unglaubliche 
Szenen, die sich hier in unserer Stadt 
immer wieder abspielen. Auffallend 
dabei ist, dass immer häufiger 
Migranten aus Nordafrika eine 
relevante Rolle spielen.  
 
Düsseldorf ist aber kein Einzelfall und 
in vielen Schwimmbädern eskaliert die 
Lage. Eine aktuelle Umfrage des WDR 
hat ergeben, dass von 200 Freibädern 
in NRW mittlerweile 36 Prozent der 
Bäder Security-Mitarbeiter beschäft-
igen. Ursächlich ist ein Trend hin zu 
Gewalt und Respektlosigkeit in 
Freibädern, der sich noch einmal 
deutlich seit 2015 verschärft hat. Meist 
identifizierte die Polizei junge Männer 
nord-afrikanischer, arabischer oder 
türkischer Herkunft als Tatverdächtige. 
Die Masseneinwanderung zeigt ihre 
Folgen in allen Bereichen. 

 
Die Düsseldorfer Polizei musste das Rheinbad 
am 29. Und 30. Juni räumen, nachdem es zu 
Ausschreitungen gekommen ist. Am 29. Juni 
hatten 400 Personen einen Familienvater 
anfeindeten und sind vereinzelt auf ihn 
losgegangen, eilte die Polizei mit, die ein 
Großaufgebot zur Befriedung entsenden 
musste. Laut Aussage des betroffenen 
Familienvaters soll es sich bei den Personen 
um Nordafrikaner gehandelt haben, die ihn 
und seine Familie massiv bedrängten, als er sie 
wegen ihres Verhaltens kritisiert hatte.  Am 
30. Juni begann die Polizei ab kurz nach 19 Uhr 
erneut, das Freibad zu räumen, als er wieder 
zu Ausschreitungen kam. Einsatzkräfte waren 
wieder notwendig und wurden von dem 
Bäderbetrieb zur Unterstützung angefordert. 
Dabei wurden auch die Polizisten beleidigt 
undicherheitsgründen entschied sich der 
Betreiber nach Beendigung der Eskalation zur 
Schließung des Freibades. 
 
Hierzu teilte der REP-Stadtrat Maniera mit: Es 
sind teilweise unglaubliche Szenen, die sich 
hier in unserer Stadt immer wieder abspielen. 
Auffallend dabei ist, dass häufiger Migranten 
aus Nordafrika dabei eine relevante Rolle 
spielen. Die Republikaner im Rat der Stadt 
Düsseldorf haben für die kommende Sitzung 
daher die Ausschreitungen auf die 
Tagesordnung setzen lassen, um zu klären, wie 
künftig die Besucher des Freibades vor diesen 
Gruppen geschützt werden können. 

Jetzt soll auch noch der E-Euro 
kommen 

 

In Schweden wird bereits an dem 
Zentralbankcoin „E-Krona“ gearbeitet und auch 
in Deutschland ist der digitale Euro geplant. Die 
CDU verabschiedete daher im Bundestag ein 
Eckpunktepapier zur Blockchain-Technologie. 
Darin fordern CDU und CSU unter anderem 
einen digitalen Euro. Er soll jedoch angeblich 
keinen Einfluss auf die Geldpolitik haben. 
Denn: Anstatt neues Geld zu schaffen, soll ein 
Teil der bereits bestehenden Geldmenge 
digitalisiert werden. Hierdurch wäre ein 
weiterer Schritt zur Geldflusskontrolle möglich, 
der über verschiedene Wege bereits geplant 
ist. 
 
Die Zentralbanken sollen den E-Euro ausgeben. 
Bürger sollen diesen zum Beispiel nutzen 
können, um andere Kryptowährungen zu 

kaufen. Begründet wird das Vorhaben 
auch damit, dass der E-Euro eine Reaktion 
auf die kürzlich von Facebook vorgestellte 
Kryptowährung Libra sei, denn sobald 
Libra eine Milliarde Nutzer hat, stehen die 
Chancen für einen Stable Coin einer 
Europäischen Zentralbank schlecht. Daher 
benötige Deutschland angeblich auch 
möglichst früh eine eigene 
Kryptowährung. Facebooks Libra soll wie 
Bitcoin auf Blockchain basieren. Im 
Gegensatz zu Bitcoin soll Libra jedoch ein 
Stable Coin werden, der keine oder nur 
wenige Kursschwankungen aufweist. 
Zunächst sollen User Libra für 
internationale Überweisungen verwenden 
können. Das soll direkt in WhatsApp und 
dem Facebook-Messenger möglich sein.  
 
Langfristig ist Libra als ein vollwertiges 
Zahlungsmittel für alle Situationen 

geplant. 2020 geht die Kryptowährung 
an den Start. Die Bundesbank ist von 
dem Vorhaben der CDU ebensowenig 
begeistert wie viele Deutsche, die über 
die Pläne informiert wurden.  
 
Ein digitaler Euro könnte die 
Währungsstabilität in Krisensituationen 
verschärfen – und im schlimmsten Fall 
außer Kontrolle geraten lassen. So 
könnten Nutzer ihre Bankkonten 
leerräumen und ihr Geld nur noch als 
digitalen Euro verwahren, lautet die 
Kritik am E-Euro, die auch von Seiten der 
Republikaner geteilt wird. Deshalb muss 
in aller Entschiedenheit gegen dieses 
Vorhaben deutlich Position bezogen 
werden. Die fortschreitende Digital-
isierung hat eben nicht nur Vorteile, 
sondern birgt auch viele Risken in sich. 
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REP-Berlin gegen Diesel-Fahrverbot 

 

 
Der Landesverband der Berliner Republikaner 
setzt aktuell ein Zeichen gegen Diesel-
Fahrverbote. Mit tausenden Postkarten beziehen 
die Parteifreunde dabei deutlich Position. Wenn 
auch Sie aus Berlin kommen und unsere dortigen 
Aktivisten unterstützen wollen, dann nehmen Sie 
mit dem Landesverband Kontakt auf: 
berlin@rep.de 
 

Wir sind für den Erhalt des Bargelds 

 
Ohne Cash bleibt kein Einkauf mehr un-
dokumentiert. Denn elektronisches Bezahlen 
hinterlässt digitale Spuren, die sich für werbliche, 
politische oder kriminelle Zwecke nutzen lassen: 
Die Wirtschaft kommt an sensible Informationen 
über das private Konsumverhalten und der Staat 
an intimste Daten seiner Bürger. Hacker bestellen 
unter Angabe falscher Namen, ergaunern sich 
Zugriff auf Bankkonten, stehlen schlimmstenfalls 
sogar die Identität. Zudem ist der Diskriminierung 
Tür und Tor geöffnet, der gesellschaftliche 
Zusammenhalt gefährdet, weil Bargeld für sozial 
Schwache ohne Girokonto die einzige Möglichkeit 
des Bezahlens ist.  
 

Hunderttausende Euro nicht 
Ausländern vollstreckt 

 

Eine Stadtratsanfrage der 
Düsseldorfer Republikaner hat 
belegt, was sich bereits in anderen 
Städten abgezeichnet hat. 
Hunderttausende Euro werden 
alleine in der nordrhein-
westfälischen Landeshauptstadt 
nicht vollstreckt, da die 
Fahrzeughalter nicht aus 
Deutschland stammen und die 
Herkunftsländer die Datenüber-
mittlung ablehnen. Man muss eben 
nur das “richtige“ Kennzeichen 
haben, um den Busgeldern zu 
entgehen. 
 

Jetzt Republikaner werden 
 

Unser Land hat bereits zu viele 
Zuschauer und besonders heute ist 
es wichtiger denn je, dass mehr 
Menschen ihren Anteil zur zwingend 
notwendigen Veränderung leisten. 
Jeder kann sich einbringen, 
entweder als aktives Mitglied oder 
als passiver Unterstützer. Als 
Republikaner sind Sie Teil einer 
Oppositionsbewegung, die sich 
primär für die Interessen der 
eigenen Bevölkerung einsetzt und 
den Erhalt unserer Identität. Hier 
gelangen Sie zum Mitgliedsantrag 
unserer Partei: https://www.die-
republikaner.net/mitglied-werden/ 
 

 
Tür und Tor geöffnet, der gesellschaftliche 
Zusammenhalt gefährdet, weil Bargeld für 
sozial Schwache mit überzogenem 
Girokonto die einzige Möglichkeit des 
Bezahlens ist. 
 

Die leeren Staatskassen von Zypern und 
Griechenland haben gezeigt: Bargeld ist 
eine Krisenwährung. Gerade in Zeiten von 
Niedrigzinsen, Staatsschulden- und 
Bankenkrisen ist Bares eine sichere Bank, 
auf die kein bankrotter Staat automatisch 
zugreifen kann. Es macht Sparer auch 
gegenüber den Geldinstituten autonom: 
Vertraut man seiner Bank nicht mehr, 
kann man Bargeld einfach abheben. 
 

Mit Bargeld klappt Bezahlen immer. Das 
gilt nicht für digitale Zahlungsmittel. 
Zerkratzter Magnetstreifen auf der 
Kreditkarte, leerer Smartphone-Akku, 
defekte Kartenlesegeräte, Strom-, Telefon- 
oder Internetausfall lassen eine Bezahlung 
unmöglich werden. 
 

Daher JA zum Erhalt des Bargelds und 
NEIN zur Bevormundung und Kontrolle! 
 

Neustart in Sachsen-Anhalt 
 

Die Republikaner in Sachsen-Anhalt 
starten neu durch. Bereits jetzt hat der 
Bundesvorstand die Teilnahme an den 
nächsten Landtagswahlen beschlossen. 
Damit der Verband bis dahin voll 
funktionsfähig ist, wurde als 
kommissarischer Landesvorsitzender Herr 
Kirchhoff eingesetzt. Sollten Sie aus 
Sachsen-Anhalt kommen und sich für 
unsere Partei engagieren wollen, dann 
melden Sie sich bitte bei der 
Bundesgeschäftsstelle per Email oder 
telefonisch. Sorgen wir gemeinsam dafür, 
dass auch Sachsen-Anhalt wieder einen 
starken Verband der Republikaner hat. 

https://www.die-republikaner.net/mitglied-werden/
https://www.die-republikaner.net/mitglied-werden/
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VERANSTALTUNGSKALENDER 

Sehen Sie hier eine Übersicht von Veranstaltungen, die nicht abschließend ist 

•  Heidelberg: einmal im Monat. Informationen unter: heidelberg@rep.de oder 0157/30663871. 

•  Karlsruhe Land: Verschiedene lokale Veranstaltungen.  Informationen unter:0725472375. 

•  München: Stammtisch mit Infoveranstaltung jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Gasthof Zum                
Goldenen Roß, Rosenheimer Str. 189, 81671 München. Näheres unter: 089/2158367. 

•  Erding: Stammtisch jeden dritten Freitag im Monat ab 19.30 Uhr. Info unter: lgst@rep-bayern.de 

•  Rosenheim: Regelmäßige Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Rosenheim. Informationen 
unter: lgst@rep-bayern.de 

•  Nürnberger Land: Stammtisch jeden vierten Samstag im Monat ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Zum Goldenen   
Stern“, Nürnberger Str. 7, 91224 Pommelsbrunn. Infos unter: 01522-2624313. 

•  Kissing: Politischer Stammtisch, jeden ersten Montag. Beginn 19.30 Uhr, Gaststätte Ralax‘t, Peterhofstr.15, 
8438 Kissing. 

•  Forchheim: In Forchheim führen die Republikaner einen monatlichen Stammtisch durch. Interessenten 
melden sich bitte bei Herrn Noffke, Bezirksvorsitzender u. Kreisrat: Tel. 09191/31880. 

•  Kassel: Vierwöchentliches Informationstreffen unserer Partei. Infos unter: Tel. 0661/603746, 

•  Düsseldorf: Informationsabend des REP-Kreisverbandes, jeder ersten Freitag im Monat, um 19.30 Uhr. 
Interessenten können Sie beim Kreisverband melden: duesseldorf@rep.de oder Tel./Fax 0211-6022383.  

•  Wuppertal: Monatlicher Stammtisch, Einladungen erfolgen schriftlich. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

•  Ruhrstammtisch: abwechselnd in Essen, Bochum, Gelsenkirchen. Kontakt unter: kontakt@rep.nrw.de. 

•  Ostwestfalen-Lippe: Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.30 Uhr, Porta Westfalica. Anfragen unter: 
kontakt@rep-nrw.de. 

•  Kreis Viersen: Monatliche Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Viersen. Infos unter:  
viersen@rep.de 

•  Kreis Mönchengladbach: Monatlicher Infoabend des lokalen REP-Kreisverbandes. Informationen erhalten 
Sie unter: moenchengladbach@rep.de 

•  Sachsen: Monatliche Informationsveranstaltung. Infos unter: sachsen@rep.de oder www.sachsen-rep.de 

•  Vorpommern-Rügen: Monatlicher Stammtisch. Infos unter mk@rep.de oder 01525-2905788 

BITTE ÄNDERUNGEN ODER WEITERE VERANSTALTUNGEN DER 

BUNDESGESCHÄFTSSTELLE MITTEILEN 
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